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Bayerische Verfassung vom 14. August 1919

Der bayerische Landtag floh nach dem Mord an Kurt Eisner am

21. Februar 1919 und den folgenden revolutionären Ereignissen von

München nach Bamberg. Dort wurde die auf den 14. August datierte

Verfassungsurkunde in zwei Lesungen vom 12. bzw. 19. August

1919 vom Landtag mit nur drei Gegenstimmen bei einer Enthaltung

angenommen. Die sogenannte Bamberger Verfassung löste das

Vorläufige Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 ab.

In dem 11 Abschnitte mit insgesamt 95 Paragraphen umfassenden

Dokument wurde Bayern als Freistaat bezeichnet, der Teil des

Deutschen Reichs war. Daneben wurde aber auch eine eigene

bayerische Identität betont, etwa durch die Verankerung einer

bayerischen Staatsbürgerschaft im 2. Abschnitt.

Bayern wurde durch die Verfassung zu einer demokratisch-

parlamentarischen Republik. Der Landtag wurde nach allgemeinem und

gleichem Wahlrecht auf vier Jahre gewählt. Ihm oblag die Gesetzgebung

und er wählte den Ministerpräsidenten und auf dessen Vorschlag

auch die Minister (§ 58). Ministerpräsident und Minister bedurften des

Vertrauens des Landtags (§ 59).

Daneben waren Volksbegehren und Volksentscheide auch für

verfassungsändernde Gesetze vorgesehen (§ 10 in Verbindung mit §

77). Paragraph 64 diente als Grundlage eines Notverordnungsrechts,

das dem auf Reichsebene (§ 48 der Weimarer Reichsverfassung)

vergleichbar war.

Mit dem 4. Abschnitt "Gewissensfreiheit, Religionsgesellschaften,

Schule" wurden die entsprechenden Bestimmungen der Weimarer

Reichsverfassung ergänzt. Jugendliche konnten ab einem Alter

von 16 Jahren selbst über die Zugehörigkeit zu einer religiösen

Gemeinschaft verfügen, vorher lag die Entscheidung bei den Eltern. Die

Religionsausübung stand jedem frei. Religiöse Gemeinschaften konnten

sich eigenständig verwalten, wobei einige Aufgaben den Gemeinden

zukamen, z. B. das Anlegen von Friedhöfen. Die Verfassung garantierte

die Freiheit von Kunst, Wissenschaft und ihrer Lehre. Das Schulwesen

war Sache des Staates, ihm oblag auch die Kontrolle der Lehrpläne von

privaten Schulen.
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